


Derzeit läuft für die Jahre 2017-2019

die,,Bündelausschreibung" für den

strombezug der bayerischen Ge_

meinden für ihre Einrichtungen, wie

Rathaus, Bauhof oder Straßenbe_

leüchtung. Unser Marktrat hat sich

nun äus wirtschaftlichen Gründen für

,,Normalstrom" entschieden und da

mit die große Chance verspielt, zu

mindest ansatzweise ein Zeichen für

ökologisches, nachhaltiges und zu-

kunftsfähiges Denken in der Gemein-

de zu setzen. Denn der Ökostrom, für

den leider nur die beiden ÖDP

Gemeinderäte gestimmt haben, hätte

nach Aussäge des Kämmerers Pro

lahr lediglich 1200.'€ mehr gekostet,

älso rund 30 cent je Einwohnerl Eine

verschwindend geringe Summe bei

einem lahresetat von tiber 10 Mio. €

und angesichts anderer Projekte, für

die viel Geld weniger sinnvoll ausge

geben oder verplant wird.

Natürlich ist die beste Energie die, die

gar nicht erst verbraucht wird und

nicht bezahlt werden muss. Allerdings

stellt sich uns die Frage, wie der Aus-

stieg aus der Atomenergie gelingen

soll, wenn nicht im Kleinen damit

begonnen wird. Dass es mit Kohle

und Atom für unsere Nachkommen

keine zukunft gibt, wissen unsere

Markträte mit Sicherheit. Doch selbst

unser Bürgermeister setzte sich in der

Disklrssion nicht für den Ökostrom

ein, obwohl die erneuerbaren Ener-

gien doch eines,,seiner Themen"

sind. Was bedeuten also die Punkte in

den Wahlprogrammen der anderen

Pärteien, die von,,nachhaltiger Um

weltpolitik" (FW),,,regenerativen

Energien" (SPD) und,,nachhaltiSer

Energie" (csU) sprechen? Ist das nach

der Wah{ alles Schnee von gestern?

Petet Zollbrecht und
HonsJürqen Gerstner

,,Energiebedarf senken - Energieeffi-

zienzsteigern erneuerbare Energien

fördern" lautet der sogenannte

,,Energie-3-Sprung" zu einer gelin

genden Energiewende. Dabei leistet

die Windkraft einen wichtigen Beitrag

gegen den Klimawandel und für den

Ausstieg aus der Atomenergie. Die

Marktgemeinde Lauterhofen ist gera-

de daran, einen Flächennutzungsplan

aufzustellen und Konzentrationszo-

nen für die Windenergie auszuwei

sen- Nur so hat die Gemeinde die

Möglichkeit, bei der Errichtung neuer

Anlagen steuernd einzugreifen. Dies

ist umso wichli8er, als absehbar ist,

dass die von der bayerischen Regie



rung durchgesetzte 10 H-Regelung

langfristig keinen Bestand haben wird

und die Gemeinden wieder etwä 2%

ihrer Fläche der Windkraft vorbehal-

ten müssen.

Unser Ziel muss es deshalb sein, die

Nutzung der Windkraft im Gemein'

degebiet grundsätzlich zu ermögli-

chen- Dabei liegt es auch in unserer

Verantwortung, die Menschen vor
unzumutbar hohen Belastungen

durch Windenergieanlagen zu schüt-

zen. Bei sorgfältiger Steuerung und

entsprechender Standortwähl sollte

dies jedoch machbar sein. Die höchs-

te Akzeptanz würde sicher ein Bür-

gerwindrad mit sich bringen, mit dem

gleichzeitig die Wertschöpfung in der

Gemeinde gehälten werden könnte.

Die lnitiative dazu muss aber von der

Gemeindespitze äusgehen,

Moniko Schönfelder-Hans

Während der Ausstieg aus der Atom-

kraft in Deutschland beschlossene

Sache ist, plant man andernorts de-

ren Ausbau, wie im englischen

Hinkley Point. Das ist aber nur mög

lich, weil die britische Regierüng däs

Projekt massiv subventioniert. Der

Kraftwerksbetreiber EdF erhält näm-

lich mit Genehmigung der EU über 20

Mrd. € an Bürgschaften für den Bau

von zwei neuen Reaktoren und eine

für 35 Jahre garantierte Einspeisever

gütung inklusive lnf lationsausgleich.
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Selbst wenn Hinkley Point nie Strom

oder weniger als geplant liefert, sind

die Zahlungen fälligl Lässt man die

grundsätzlichen Bedenken gegen die

Atomkraft außer Acht, kann es uns

trotzdem nicht egal sein, wie die bri

tische Regierung mit den Steuern der
eigenen Bevölkerung !mgeht. Denn

die extreme Subventionierung des

Atomstroms verzerrt den gesamten

europäischen Strommarkt und scha-

det dem Ausbau der erneuerbaren

Energien. Am Beispiel Hinkley Point

sieht man wieder einmal, dass der
Atomstrom bei Weitem teurer ist, als

uns die Konzerne allzu gern glauben

lassen vom Rückbäu der bestehen'

den Anlagen und einer halbwegs si

cheren Endlagerung des Atommülls
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ganz zu schweigen. Die finanzielle

F6rderung der erneuerbaren Ener-

gien fällt demgegenüber kaum mehr

ins Gewicht.

Man kann nur hoffen, dass die von

Österreich angekündigte Klage gegen

die Europäische Kommission wegen

der Ausnahmegenehmigung für die

Subventionierung erfolgreich sein

wird. Denn mit Hinkley Point wird ein

Präzedenzfall geschaffen, der dem

Neubau von Kernkraftwerken in ganz

Europä Tür und Tor öffnet. Als einfa-

cher EU Bürger kann man nicht kla-

gen, aber immerhin Beschwerde ein

legen, wie dies bereits über 170.000

Unterstützer getan haben. Am ein

fachsten im lnternet unter:

www.ews-schoenau.de/kampagne

Ludwig Hätteis

... wünschen wir zum schluss auch
unserem Bürgermeister, der sie bei
vielen für Lauterhofen wichtigen Pro-
jekten allzu oft vermissen lässtl
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Wir bedanken uns für den intensiven

Meinungsäustausch mit den Bezirks

räten loächim Graf (öDP) und Gabi

Bayer (Grüne) sowie Herrn Fersch von

Regens Wagner bei einem Treffen mit

Vertretern der örtlichen ÖDP in der

Einrichtung für Menschen mit Behin-

derung. Vor allem die problematische

Situaiion im Pflegebereich, die man-

gelnde Atträktivität der Pflegeberufe

und die Möglichkeiten der Politik vor

Ort sowie des Bezirks boten reichlich

Stoff für eine ausgiebige Diskussion.

Unser herzlicher Dank gilt ferner Si-

mon Niebler für die Einiadung zum

Feldspaziergang, bei dem viel Wis

senswertes über die heimische Land

wirtschaft, insbesondere den konven-

tionellen Landbau, zu erfahren war,

Wifried Hons
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